
In Deutschland 
werden Frauen Jobs 
verweigert, weil sie 
Kopftuch tragen. 
Iranische Frauen 
werden zum Tragen 
des Kopftuchs ge-
zwungen, wie ein 
neuer Amnesty-
Bericht zeigt.

Dass Migrantinnen in Deutschland häu-
fig in schlecht bezahlten Hilfsjobs lan-
den, hat System, kritisiert der Dachver-
band der Migrantinnenorganisationen 
(DaMigra): »Dieses System muss gebro-
chen werden.«

PAULINE JÄCKELS

Wenn einer Frau aus Thailand bei einer 
Jobberatung gesagt wird, sie solle doch lie-
ber in einem Massagesalon arbeiten, statt 
ihr Diplom anerkennen zu lassen, oder 
eine Frau bei der Schutzberatung hört, sie 
solle sich nicht so anstellen, Gewalt gegen 
Frauen sei doch normal in ihrer Kultur – 
»ist das dann Rassismus oder Sexixmus?,« 
fragt Dr. Delal Atmaca, Geschäftsführerin 
des Dachverbandes der Migrantinnenor-
ganisationen (DaMigra) bei der Auftakt-
veranstaltung des »Migrantinnen März 
2024«, der die Erfahrungen von migrier-
ten Frauen in Deutschland sichtbar ma-
chen soll.

Für Migrantinnen sind solche Erlebnisse 
Alltag. »Die Verbindung von Rassismus und 
Sexismus spielt sich überall im Leben ab, 
beides lässt sich kaum voneinander un-
terscheiden« erklärt Atamaca. Bei der Ge-
sprächsrunde, an der acht Vertreterinnen 
verschiedener Migrantinnenorganisationen 
teilnahmen, wurde deutlich: Die erste und 
wichtigste Hürde auf dem Weg zur Gleich-

berechtigung migrantischer Frauen ist die 
Jobsuche.

Forough Hossein Pour, die seit sieben 
Jahren Frauen mit Flucht- und Migrations-
geschichte berät, macht greifbar, wie viele 
Steine Migrantinnen in den Weg gelegt 
werden: »Etwa 80 Prozent der Tausenden 
Frauen, die jedes Jahr zu uns kommen, ha-
ben eine Berufsqualifikation.« Viele von ih-
nen hätten aber gar nicht die Möglichkeit, 
ihre Qualifikation anerkennen zu lassen, so 
Hossein Pour. »Für die Authentifizierung 
der Dokumente ist zum Beispiel die deut-
sche Botschaft in Teheran zuständig. Aber 
wie soll eine geflüchtete Frau zur Botschaft 
in Teheran kommen?«

Hat eine Frau dann tatsächlich alle Do-
kumente zusammen, um einen Antrag 
auf eine Qualifikationsprüfung zu stellen, 
kommt es häufig vor, dass die zuständige 
Stelle ihr schreibt, sie solle den Antrag lie-
ber zurücknehmen. Die Begründung: Bei 
der Prüfung werde erfahrungsgemäß oh-
nehin keine Gleichwertigkeit ihrer Quali-
fikation festgestellt. »Ein Jahr lang hat die 
Frau alle Papiere zusammengesucht, um am 
Ende auf ihren Antrag zu verzichten«, be-
klagt Hossein Pour.

Dann bleibt der ihr nur noch übrig, in 
Deutschland eine Prüfung zu ihren Fach-
kenntnissen zu machen, das könne man 
sich in etwa wie ein Staatsexamen vorstel-

len. »Darauf muss sich die Frau dann vorbe-
reiten. Jetzt hat sie aber Kinder und arbeitet 
in irgendeinem Hilfsjob, um ihren Aufent-
halt zu sichern«, erklärt die Beraterin. Wenn 
sie die Prüfung nicht besteht, muss sie wei-
ter als Pflegehelferin oder in einem anderen 
prekären Job arbeiten. »Und selbst wenn 
sie die Prüfung geschafft hat, dann wird sie 
beim ersten Vorstellungsgespräch gefragt, 

ob sie bereit ist, ihr Kopftuch abzulegen.«
Auch Frauen, die hier in Deutschland 

studiert haben, sind nicht vor der vielfa-
chen Diskriminierung geschützt, kritisiert 
Doga Akyürek vom Türkischen Frauenver-
ein. »Ich habe mit einer Klientin gearbei-
tet, die 38 Jahre alt und promoviert ist. In 
einem anderen Land könnte sie als Dokto-
randin arbeiten. Hier kann sie fast nichts 
machen, weil sie Kopftuch trägt.« Immer 
komme die Frage: »Sind Sie bereit, ihr 
Kopftuch abzulegen?«

Eigentlich ist gesetzlich klar geregelt: Ar-
beitgeber*innen dürfen weder bei der Be-

werbung noch im Arbeitsalltag wegen ihres 
Glaubens oder der Ausführung ihrer Reli-
gion benachteiligt werden. Selbst bei staat-
lichen Stellen, wo das Neutralitätsgebot 
greift, haben Gerichte mehrfach entschie-
den, dass Frauen ein Job etwa als Lehrerin 
nicht verwehrt werden kann, weil sie Kopf-
tuch tragen. Die Realität ist aber eben oft 
eine andere. Gegen einen Diskriminierungs-
fall kann zwar geklagt werden, ein solcher 
juristischer Schritt ist aber mit so vielen wei-
teren Hürden verbunden, dass insbesondere 
Frauen in prekären Lebenssituationen eher 
selten davon Gebrauch machen.

Die Diskriminierung, die Frauen im All-
gemeinen erleben, erfahren Migrantinnen 
noch viel stärker, so Atmaca: »Wir mig-
rierte, wir geflüchtete Frauen haben nicht 
nur gläserne Decken über uns, die den Weg 
nach oben versperren, sondern sind von 
gläsernen Fenstern und Türen ringsherum 
umgeben.« Das Problem liegt also nicht 
nur im Alltagsrassismus, den migrantische 
Frauen auf der Straße, bei der Arbeits- 
oder Wohnungssuche erleben, sondern in 
den rassistischen und gleichzeitig sexisti-
schen Strukturen, die Frauen systematisch 
in die wirtschaftliche Prekarität drängen. 
Dadurch wird häufig auch die Abhängig-
keit von Männern gefördert.

Dass migrantische Frauen so häufig in 
Jobs arbeiten, die schlecht bezahlt sind 

und ihren Qualifikationen nicht entspre-
chen, sei genau so gewollt, »weil man 
eine Reservearmee braucht, um das Wirt-
schaftssystem aufrechtzuerhalten«, meint 
Atmaca. »Unsere Vorständin, die schon in 
den 60er Jahren hier als Krankenschwester 
gearbeitet hat, erzählt von damals genau 
das Gleiche.« Heutzutage gebe Deutsch-
land damit an, wie modern das Land sei 
und welche tollen Antidiskriminierungsge-
setze es hier gebe. »Dabei hat sich seither 
gar nicht wirklich etwas geändert.«

Um doch etwas am System zu ändern, 
fordert der Dachverband einen Platz am 
Tisch der Entscheider*innen. »Es ist Zeit 
für eine gerechte Verteilung der Macht, 
die den Menschen, die weniger Privile-
gien besitzen, Handlungsmacht zurück-
gibt. Wir richten uns an die Machtinha-
ber*innen, an die Politik, die Medien, den 
Arbeitsmarkt und Bündnisse mit einer kla-
ren Botschaft: Rutscht rüber – wir bestim-
men mit!«

Im Zeitraum zwischen dem Weltfrau-
entag am 8. März und dem Internationa-
len Tag gegen Rassismus am 21. März will 
DaMigra mit 16 unterschiedlichen Veran-
staltungen sichtbar machen, wie Rassis-
mus und Sexismus die politische, soziale 
und wirtschaftliche Teilhabe von migranti-
schen Frauen erschweren und was besser 
laufen muss.

Die Ausbeutung migrierter Frauen hat in Deutschland System, kritisiert DaMigra und fordert: »Wir wollen mitbestimmen«

»Dass Migrantinnen trotz hoher 
Qualifizierung in schlecht 
bezahlten Jobs arbeiten, ist  
genau so gewollt.«

Dr. Delal Atmaca,  DaMigra

»Wir werden in die Prekarität gedrängt«

Das iranische Regime zieht die Dau-
menschrauben an und knöpft sich er-
neut speziell die Frauen vor: Ohne 
Kopftuch drohen Repressalien.

CYRUS SALIMI-ASL

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty 
International berichtet von verschärfter 
Überwachung und Kontrolle, um Frauen 
zum Anlegen des Kopftuchs zu zwingen. 
»Die iranischen Behörden führen eine groß 
angelegte Kampagne zur Durchsetzung der 
repressiven Verschleierungsvorschriften 
durch«, erklärte die Nichtregierungsorga-
nisation am Mittwoch und sprach von einer 
»drakonischen« Vorgehensweise.

Frauen und Mädchen im Iran würden im 
öffentlichen Raum »umfassend« überwacht, 
zudem gebe es »massenhaft Polizeikontrol-
len«, erklärte Amnesty in dem Bericht, der 
sich auf Aussagen von mehr als 40 Frauen 
im Iran stützt und anlässlich des Internati-
onalen Frauentags am 8. März veröffent-
licht wurde. Die iranischen Behörden wäh-
len neue Wege, um ihr Ziel zu erreichen. So 

seien willkürlich die Autos von zehntausen-
den Frauen beschlagnahmt worden, bloß 
weil diese sich den strengen Kleidungsvor-
schriften widersetzt hätten. Einige seien 
zudem strafrechtlich verfolgt und zu Peit-
schenhieben, Geldbußen oder Gefängnis-
strafen verurteilt worden.

So berichtet eine Frau aus der Provinz 
Teheran Nuschin, wie sie nach einer Auto-
panne ausstieg – ohne Kopftuch: »Ein Agent 
der Revolutionsgarden in Uniform kam auf 
einem dieser schweren Motorräder ohne 
Nummernschild und befahl mir unter Ru-
fen und Drohungen, mein Kopftuch anzu-
legen. Er notierte sich mein Kennzeichen, 
und ich erhielt sofort eine SMS, in der mir 
mitgeteilt wurde, dass mein Auto beschlag-
nahmt worden sei und ich darauf warten 
solle, dass sich die Polizei bei mir meldet. 
Im Laufe des vergangenen Jahres habe ich 
fünf oder sechs SMS erhalten.«

Dieter Karg, Iran-Experte von Amnesty 
International in Deutschland, spricht vom 
Versuch, den Widerstand der Protestbewe-
gung »Frauen, Leben, Freiheit« zu brechen. 

»Sie terrorisieren Frauen und Mädchen, in-
dem sie sie ständig überwachen und poli-
zeilich kontrollieren, ihre täglichen Routi-
nen stören und versuchen, sie psychisch zu 
zermürben.«

Karg erklärt sich die Zunahme repres-
siver Maßnahmen mit der Ohnmacht des 
iranischen Regimes während der Proteste 
2022 und 2023 nach dem gewaltsamen 
Tod der Kurdin Jina Mahsa Amini. »Damals 
hatte die Regierung die Kontrolle verloren 
und große Mühe, sich durchzusetzen ge-
gen die protestierende Bevölkerung«, sagte 
er »nd«. Es gehe den Machthabern jetzt da-
rum, zu zeigen, »wer die Macht im Land 
hat. Jede kleinste Regung von Widerstand 
soll unterdrückt werden.«

Dennoch sieht man auch heute noch 
auf Fotos oder in Videos Aktionen zivilen 
Ungehorsams. Die Bevölkerung lehne sich 
»mit kleinen Gesten« auf, zum Beispiel in-
dem Frauen bewusst ohne Kopftuch auf 
die Straße gingen oder die Menschen Wah-
len boykottierten, wie gerade am Freitag 
geschehen.

Apropos Wahlen: Dass diese eine Rolle 
spielen bei der Repressionswelle, glaubt 
Iran-Experte Karg eher nicht. Er schließt 
nicht aus, dass die Regierung zukünftig 
noch repressiver auftritt. Im vergange-
nen September beschloss das iranische 
Parlament eine Verschärfung der Strafen 
für Verstöße gegen die Kleidervorschrif-
ten. Das Gesetz mit dem vielsagenden Ti-
tel »Gesetz zur Förderung der Keuschheit 
und des Hijabs« muss noch vom Wächter-
rat bestätigt werden. Damit sollten auch 
die Kompetenzen für Sicherheitsbehörden 
ausgeweitet werden, so Karg. »Der Gesetz-
entwurf verpflichtet zudem Geschäfteinha-
ber, ihre Kundinnen zum Anlegen des Hi-
jabs zu verpflichten, andernfalls könnte 
das Geschäft für drei Monate geschlossen 
werden.«

Die Einschüchterungsversuche betref-
fen viele Bereiche des täglichen Lebens. 
So erzählt eine Frau aus der Provinz Fars, 
dass sie selbst in einer Bank nicht mehr be-
dient werde, weil die Behörden die Über-
wachungskameras überprüften und die 

Bank sanktionieren würden, sollten un-
verschleierte Frauen bedient werden. »Wir 
(unverschleierten Frauen und Mädchen) 
dürfen nicht in die U-Bahn«, sagt dieselbe 
Frau. »Ich habe es ein paar Mal geschafft, 
den Beamten zu entkommen und die Me-
tro zu betreten, aber sie verweigern mir 
den Zutritt, wenn sie sehen, dass ich kein 
Kopftuch trage.«

Auch das Veröffentlichen von Fotos 
ohne Kopftuch wird bestraft. Eine Mut-
ter berichtet, wie ihre Tochter Fotos ohne 
Kopftuch auf Instagram gepostet hatte: 
»Sie erhielt mehrere Anrufe von unbe-
kannten Nummern, die sie nicht beant-
wortete. Eines Morgens kamen plötzlich 
mehrere maskierte Agenten des Geheim-
dienstministeriums zu unserem Haus und 
beschlagnahmten ihren Laptop und ihr 
Telefon. Daraufhin wurde sie zum Verhör 
ins Geheimdienstministerium geladen und 
dort mehrere Stunden lang festgehalten.« 
Man stellte ihr viele Fragen, um sie ein-
zuschüchtern, die Agenten trugen Masken 
und gaben ihre Namen nicht preis.

Iranische Regierung will Frauen mit schärferen Zwangsmaßnahmen zum Tragen des Kopftuchs nötigen

Kontrolle und Überwachung

Migrantinnen landen besonders häufig in prekären Jobs. Das ist kein Zufall, sondern System, meinen Frauenorganisationen von DaMigra.
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Immer mehr Frauen werden in Kenia 
von Männern ermordet. Die Ermittlun-
gen stocken, der politische Wille zur 
Aufklärung und Prävention scheint zu 
fehlen. Das treibt immer mehr Frauen 
auf die Straße.

TIM KRÜGER, NAIROBI

Mehrere hundert schwarz gekleidete junge 
Menschen strömen aufs Gelände der Uni-
versität Nairobi. Auf der vertrockneten 
Wiese ist eine Bühne aufgebaut. Die Stim-
men der Rednerinnen schallen weit über 
den Platz. Eigentlich wird der Valentinstag 
gern als Tag der Liebe begangen. Pärchen 
feiern ihre Zweisamkeit, Eheleute beschen-
ken sich an diesem vor allem für die Blu-
menindustrie lukrativen Feiertag. Doch nie-
mandem der Jugendlichen ist an diesem 14. 
Februar wirklich zum Feiern zumute. Be-
dächtig richten sie ihren Blick in Richtung 
Bühne oder auf den Boden. Eine Rednerin 
verliest eine lange Liste von Namen: alle-
samt von Frauen, die ermordet wurden. Die 
Stimme bricht, sie wischt sich eine Träne 
weg. Es gibt Hunderte Frauen, die in Ke-
nia in den vergangenen Jahren zum Opfer 
von Femiziden wurden. Eines der jüngsten 
Opfer, die 20-jährige Rita Waeni, war selbst 
Studentin der landwirtschaftlich-techni-
schen Fakultät der Jomo Kenyatta Univer-
sity of Agriculture and Technology.

Zwischen 2017 und Anfang 2024 habe 
es mehr als 500 Morde an Frauen gegeben, 
berichtet das Africa Data Hub. Der Femi-
cide Count Kenya geht davon aus, dass al-
lein im Jahr 2023 mindestens 152 Frauen 
getötet wurden. Doch erfassen die Statis-
tiken lediglich die eindeutig dokumentier-
ten oder medial erfassten Fälle, die Dun-
kelziffer dürfte noch viel höher sein. Allein 
seit Anfang dieses Jahres haben die kenia-
nischen Nachrichtenagenturen von 16 Fe-
miziden berichtet. Mittlerweile gehen Men-
schen auf die Straße, um auf die vielen 
Morde aufmerksam zu machen. Sie halten 
das für notwendig, weil die politische Füh-
rung Kenias darauf nicht reagiert und keine 
Konsequenzen eingeleitet hat.

Vor allem emotionale Diskussionen in 
den sozialen Medien wurden zum Katalysa-
tor für die Proteste auf der Straße, die sich 
zu den größten Frauenprotesten in der jün-
geren Geschichte Kenias ausweiteten. »Un-
sere Regierung hat nur sehr wenig bis gar 
nichts dazu gesagt. Sie hat die Femizide 
nicht einmal verurteilt«, meint Faith Kasina 
am Rande der Kundgebung in Nairobi. Sie 
engagiert sich beim Kayole Community Jus-
tice Center (KCJC) und hat die Demonst-
rationen der vergangenen Wochen mitor-
ganisiert. Das KCJC ist Teil der Bewegung 
für soziale Gerechtigkeit, eines stadtweiten 
Netzwerks von sozialen Anlaufpunkten in 
den Armenvierteln der ostafrikanischen 
Metropole. Auch Kayole gilt als eines der 
ärmsten und gefährlichsten Viertel in der 
kenianischen Hauptstadt. Doch die Gefahr 
geht nicht nur von vermeintlichen kriminel-
len Gangs aus. Kayole ist so wie viele an-
dere Armenviertel Nairobis immer wieder 
Schauplatz von »außerrechtlichen Tötun-
gen« durch die Polizei. Anwohner berichten 
von regelrechten Hinrichtungen angeblich 
delinquenter Jugendlicher durch schießwü-
tige Beamte.

Faith Kasina und ihre Kolleg*innen küm-
mern sich um die betroffenen Familien und 
versuchen, vor Gericht eine Verurteilung 
der Todesschützen zu erreichen – zumeist 
allerdings vergeblich. »Unser Rechtssys-
tem ist ein Problem für sich«, erklärt Faith 
Kasina. Auch im Kampf gegen Gewalt an 
Frauen und bei der Verfolgung der Täter 
verhielten sich die Gerichte alles andere als 
aktiv. Vielmehr würden Prozesse über Jahre 
in die Länge gezogen, und oft würde gar 
nicht ernsthaft ermittelt, sondern die Fälle 
würden von den Behörden unter den Tisch 
gekehrt. Auch die öffentlichen Diskussio-
nen seien zumeist kontraproduktiv. »In der 
Öffentlichkeit werden dann auf einmal die 
Opfer beschuldigt«, wundert sie sich. »An-
statt zu fragen, wie wir die Morde stoppen 
oder die Täter verfolgen können, heißt es 
oft: ›Was hatte die Frau da zu suchen?‹ Oder 

man wirft den Opfern sogar vor, eh nur das 
Geld der Männer gewollt zu haben.«

Auch nach den jüngsten Morden hätten 
viele versucht, die Fehler bei den Opfern zu 
suchen, anstatt die Schuld der Täter anzu-
erkennen, sagt Faith Kasina. So wurde der 
Mord an der 26-jährigen Instagram-Influ-
encerin Starlet Wahu zum Anlass wüster 
Kommentare. Wahu sei selbst für ihren Tod 
verantwortlich, »wenn sie sich allein mit ei-
nem fremden Mann ein Zimmer nehme«, so 
der Tenor. Die junge Frau wurde am 3. Ja-
nuar in einem gemieteten Apartment am 
Rande Nairobis brutal ermordet. »Sie ste-
cken alle ermordeten Frauen in einen Sack 
und erklären, sie seien Prostituierte gewe-
sen. Natürlich gibt es Prostitution in Kenia. 
Aber auch diese Frauen verdienen doch 
wohl, nicht ermordet zu werden.« Mit sol-
chen Diskussionen werde ein völlig verzerr-
tes Bild geschaffen. Es werde ignoriert, dass 
es Dutzende Frauen gegeben habe, die zu 
Hause oder auf dem Weg zur Arbeit aus 
dem Leben gerissen worden seien. Tatsäch-
lich kommt die Mehrheit der Täter aus dem 
direkten Umfeld der Opfer. So wurden laut 
dem jüngsten UN-Bericht, der für das Jahr 
2022 mindestens 89 000 Morde an Frauen 
und Mädchen weltweit zählte, 55 Prozent 
der Taten durch Familienangehörige oder 
Partner begangen. Kenia stellt dabei keine 
Ausnahme dar.

Das Problem hat nicht erst mit der Zu-
nahme der Morde in den vergangenen 
Monaten begonnen. Seit Jahren machen 

Nichtregierungsorganisationen, feministi-
sche Gruppen und Aktivist*innen auf die 
Lage der Frauen im Land aufmerksam und 
fordern die Regierung auf zu handeln. 
Auch das KCJC versucht, präventiv die ge-
schlechtsspezifische Gewalt einzudäm-
men. Es klärt auf, hilft Betroffenen und er-
mutigt Überlebende, an die Öffentlichkeit 
zu gehen. Die Regierung bleibe aber untä-
tig, beschwert sich Faith Kasina. Darüber 
seien ihre Mitstreiter*innen enttäuscht und 
entsetzt.

Die Redebeiträge an diesem »dunklen 
Valentinstag«, wie die Aktivist*nnen die 
Protest- und Gedenkkundgebung an der 
Universität getauft haben, sind entspre-
chend wütend. »Alle, die Regierungsver-
antwortung haben und uns nicht schützen 
können, müssen sofort zurücktreten«, ver-
kündet Rachael Mwikali Mueni entschlos-
sen von der Bühne. Die Feministin steht 
seit Jahren an der vordersten Front unter-
schiedlicher Kämpfe und bekommt für ihre 
Rede viel Applaus. Viele der Rednerinnen 
schließen ihre Beiträge mit einem Appell. 
Wenn nun nicht gehandelt werde, dann 
seien die Frauen gezwungen, weiter auf 
die Straße zu gehen und den Druck zu er-
höhen. Man sei nicht mehr bereit, auch nur 
den Tod einer weiteren Frau untätig hinzu-
nehmen, erklärt eine junge Rednerin. Be-
sonders enttäuscht sei man aber auch von 
der passiven Haltung der weiblichen Mit-
glieder des Parlaments und der Regierung, 
erklärt Faith Kasina.

Um die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter zu fördern, sieht die 2010 ver-
abschiedete Verfassung Kenias vor, dass 
mindestens ein Drittel des Parlaments von 
Frauen besetzt sein muss. »Wir haben lei-
der festgestellt, dass die Parlamentarierin-
nen nicht den Interessen der Frauen und 
Mädchen in diesem Land dienen«, meint 
Faith Kasina. Die Frauenquote im Parla-
ment habe noch nicht die erhofften Ver-
änderungen gebracht.

Hinzu kommt der schwerfällige Justiz-
apparat, der teilweise auch unwillig zu 
sein scheint. Es soll auch Fälle gegeben ha-
ben, bei denen Ermittlungen von höchster 
Stelle unerwünscht waren. Besonders bri-
sant ist dabei der Femizid an Agnes Wan-
jiru im Jahr 2012. Die damals 21-jährige 
Mutter aus Nanyuki, im Norden von Nai-
robi, wurde zuletzt in Begleitung von Sol-
daten des britischen Duke of Lancester’s 
Regiments in einem örtlichen Hotel gese-
hen, bevor sie verschwand. Die britische 
Armee unterhält in der Nähe der kleinen 
Stadt einen Ausbildungsstandort. In Kenia 
wurden britische Soldaten unter anderem 
auf den Einsatz in Afghanistan vorbereitet.

Der leblose Körper der Frau wurde we-
nig später in einem Klärtank neben dem 
von britischen Soldaten gemieteten Raum 
gefunden. Trotz öffentlicher Proteste gab 
es über Jahre keine ernsthaften Anstren-
gungen, um den Fall aufzuklären. Die Er-
mittlungen kamen – trotz zahlreicher 
Indizien, Anhaltspunkte und sogar aussa-

gewilliger Soldaten – zum Erliegen. Erst 
als 2021 britische Zeitungen Bildschirm-
fotos einer privaten Facebook-Chatgruppe 
von Soldaten des betreffenden Regiments 
veröffentlichten, wurden die Ermittlungen 
wieder aufgenommen. Armeeangehörige 
hatten in ihren Chats Bilder geteilt, die 
das Tathotel zeigten, und den Kommen-
tar: »Wer es weiß, der weiß es.« Ein wei-
terer Soldat kommentierte das Bild mit 
Geistersmileys und dem Wort »Klärtank«. 
Laut der britischen Wochenzeitung »Sun-
day Times«, soll einer der beteiligten Sol-
daten schon am Abend des Mordes seinen 
Kameraden die Tat gestanden haben. Trotz 
einer entsprechenden Meldung versandete 
der Fall beim Militär. Im Oktober vergan-
genen Jahres wandten sich Angehörige 
von Wanjiru mit einem offenen Brief an 
König Charles III. und forderten die Aus-
lieferung der Soldaten an die kenianische 
Justiz.

Faith Kasina hat aber kaum Hoffnung, 
dass der Fall aufgeklärt wird. »Kenia ist im-
mer noch ein kolonialer Staat«, meint sie. 
»Und dieser schützt nicht die Interessen 
des eigenen Volkes.« Es mangele schlicht 
am politischen Willen. Deshalb finden 
die Proteste statt, bei denen sich Frauen 
aus verschiedensten Organisationen zu-
sammengeschlossen haben. Klein beige-
ben wollten sie nicht, meint Faith Kasina. 
»Bald wird es einen weiteren Masch geben. 
Wir müssen mehr Druck aufbauen. Das ist 
noch lange nicht das, was wir wollen.«

In Kenia ist eine Protestbewegung gegen die zunehmende Zahl an Femiziden entstanden

»In der Öffentlichkeit werden die 
Opfer beschuldigt. Anstatt zu 
fragen, wie wir die Morde stoppen 
oder die Täter verfolgen können, 
heißt es oft: ›Was hat die Frau da 
zu suchen gehabt?‹«

Faith Kasina

Eine Untätigkeit, die wütend macht

Rose Wanyua Wanjiku hält ein Foto von ihrer jüngeren Schwester Agnes hoch. Ein britischer Soldat wird verdächtigt, die 20-Jährige im Jahr 2012 getötet zu haben. Die Ermittlungen stocken.
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